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Slmtütbev re«
Vollftreckuttgsschust

Das Justizministerium gibt bekannt :
Die Vierte Verordnung des Reichspräsideniert zur Siche¬

rung von Wirtschaft und Finanzen und zum Schutz des inne¬
ren Friedens vom 8. Dezember 1931 enthält folgende Be¬
stimmung :

„Dritter Teil .
Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung.

VI . Besondere Vorschriften für landwirtschaftliche, forst¬
wirtschaftliche und gärtnerische Grundstücke .

3. Zwangsvollstreckungen in bewegliche Gegenstände.
8 19.

1 . .Eine Zwangsvollstreckung wegen einer Geldforderungin Gegenstände des beweglichen Vermögens, die im Falleder Zwangsverwaltung von der Beschlagnahme ergriffenwerden würden , ist aufzuheben, wenn die untere Verwal¬
tungsbehörde bescheinigt , datz dem Schuldner durch die
Zwangsvollstreckung Mittel entzogen würden , die zur ord¬
nungsmäßigen Fortführung der Wirtschaft bis zur Ernte
1932 benötigt werden, und datz der Schuldner die Ge¬
währ bietet, datz er den Erlös aus der Veräuherung der
Gegenstände zur ordnungsmäßigen Fortführung der Wirt¬
schaft verwenden wird.

2. Das Gericht kann die Aufhebung davon abhängig
machen , datz der Schuldner sich einer Aufsicht bis nach
Beendigung der Ernte unterstellt . Auf die Aufsicht fin¬den die Vorschriften des 8 14 Abs . 1 , Abs. 2 Satz 1 und 3,
Abs. 3 und 5 entsprechende Anwendung.

3. Wird bei einem landwirtschaftlichen Pächter die
Zwangsvollstreckung in Gegenstände betrieben , die, wenn
er Eigentümer wäre, im Falle der Zwangsverwaltung vonder Beschlagnahme ergriffen werden würden , so finden die
Vorschriften der Abs . 1 und 2 entsprechendeAnwendung ."

Zur Ausstellung der obengenannten Bescheinigungen sind
im Land Baden die Bezirksämter zuständig. Außerhalb des
.Sitzes eines Bezirksamts können Gesuche um Ausstellung sol¬
cher Bescheinigungen auch beim Bürgermeisteramt angebracht
werden, welches sie mst gutachtlicher Äußerung unverzüglich
dem Bezirksamt vrkczulegen hat.

Zur Entscheidung, über die Anträge auf Aufhebung der
Zwangsvollstreckung sind die Bollstrecknngsgerichte berufen .

Ensüsrbe Repavatiottsnote
Die allgemeinen Grundsätze der britischen Politik

WTB . London » 18. Dez. (Tel .) Die englische Re¬
gierung hat eine Rote über ihren Standpunkt in der
Frage der Reparationen und der Kurzkredite
ausgearbeitet » die als Antwort auf das jüngste Reparattons -
memorandum der französischen Regierung gedacht
ist und die in Paris und in den übrigen Hauptstädte« der
intereffierten Mächte übergeben wurde.

Der Pariser Korrespondent der „Times " glaubt mitteilen
zu können , datz die Note zur Hauptsache aus einer Erörterungder allgemeinen Grundsätze besteht , die die britische Regierungbei den kommenden Verhandlungen beobachtet sehen möchte .
Detaillierte Vorschläge blieben der in Basel tagenden Sach-
berständigenkonferenz überlassen. Die Note soll u. a . eine
Übersicht über die Wirkung der Reparationen und Kriegs¬
schulden enthalten , die als Hauptursache der jetzigen Weltwirt¬
schaftskrise dargestellt sind . Die Beseitigung oder Linderung
dieser Ursache wäre das wirksamste und schnellste Mittel zur
Heilung der Krise. Die Lage in Deutschland .werde von der
britischen Regierung als Schlüssel der europäischen Krise an¬
gesehen ; ihr zu begegnen, mache die britische Regierung sich
die Argumente zu eigen, die dafür sprechen , Deutschland in die
Lage zu bringen , seine kurzfristigen Anleihen zu bezahlen.

In der Note soll bei der Erörterung der wirtschaftliche« Lage
Deutschlands als ein neu erscheinendes Argument darauf ver¬
wiesen werden, datz Deutschland während der letzten Jahre
durch Anleihen ans Großbritannien am Leben erhalten und in
den Stand gesetzt wurde, Reparationszahlungen zu leisten, so¬wie durch Großbritanniens Politik der offenen Tür eine gün¬
stige Handelsbilanz zu erzielen . Großbritannien habe einen
gewaltigen Teil der wirtschaftlichen Lasten des übrigen Euro¬
pas aus seiner eigenen Tasche bezahlt. Allein Großbritannien
sei nicht mehr imstande, sich eine solche Politik länger leisten
zu können.

Der „Times" -Korrespondent erklärt abschließend , daß die
Note die Dringlichkeit des Kriegsschulden- und Repara -
twnSproblemS bewnr . Sie fordere nachdrücklich eine end¬
gültige Regelung . Vorübergehende und halbe Maß¬
nahmen genügten nicht mehr. Daraus dürfe aber nicht ge¬
schloffen werden, sagt der Korrespondent, daß die Rote irgend¬
welche aggreffive Töne ««schlage. Bielmrhr fei sie in einer
sehr verünftigen und freundschaftlichen Form gehalten.

*
WTB . Paris , 18. Dez. Sir Frederic Leith Roß ist gestern

hier eingetroffen, um als Bertreter des englische« Schatzamtes
über das englische Memorandum in der Reparationsfrage zu
verhandeln . Rotz ist von zwei Sachverständigen und dem Fi¬
nanzattache der französischen Botschaft in London, Ruesf, be¬
gleitet .

Letzte Nachrichten .
Deutsche Vorstellungen itt London

Gegen die englischen Zollmaßnahmen
M . Berlin , 18. Dez. (Priv .-Tel.) Sch »« nach den erstenenglischen Zollmaßnahmen hatte die Reichsre -

giernng in London Borstellungen erhoben und
sich auf Grund des Handelsvertrags darauf berufen, daß in
solchen Fälle « ausdrücklich eine Rücksprache vorgesehen sei .Inzwischen ist die englische Antwort eingelaufen, daß mandieses formale Recht nicht bestreite, aber den Aufenthalt einer
deutschest Abordnung in London als zwecklos anfrhe , da ande» Maßnahmen nichts geändert werde» könne .

Schon die ersten beide» .Zollerhöhungen trafen die deutscheEinfuhr nach den bisherigen statistischen Berechnungen ineiner Höhe von 179—180 Millionen Reichsmark , daswären etwa 15 Proz . Diese Zahlen sind durch die heute er-
laffene dritte Zoüverordnung noch erheblich gesteigert worden.Infolgedessen hat der deutsche Botschafter den Auf¬trag erhalten , in London mitznteilen , daßDeutschland sich nunmehr freie Hand wahren müsse .
(Anscheinend denkt man an eine Kontingentierung der eng¬lischen Einfnhrkohlen.)

Günstiger Verlaufder Wirtschaftsverhandlungen mit Frankreich
M . Berlin , 18. Dez. (Priv .-Tel .) Über den Verlauf der

gestrigen Aussprache ini ersten Unterausschutz des deutsch -
französischen Wirtschafiskomitees erfahren wir , daß der Ein¬
druck außerordentlich günstig war und daß sich trotz starker
Meinungsverschiedenheiten in geradezu überraschender Weisedie Möglichkeit einer Einigung darbietet . Es stellte sich dabei
heraus , daß für etwa SO Artikel bereits private Bereinbarnn -
gen auf französischer und deutscher Seite dorliegen. Es wurde
beschlossen, zunächst einmal diese Vereinbarungen , soweit siegefährlich find, vorzunehmen, um sie wieder in Ordnung zubringen , dann aber sofort auch weitere wichtige Jndnstriefra -
gen in Angriff zu nehmen, über einzelne dieser Fragen 'wer¬den vermutlich bereits heute Verhandlungen in Gang kom¬men.

Ausithutzaurrahme
des Sooveir-Movatoviums

Entschließung gegen Schuldenstreichung
WTB . Washington , 18. Dez. (Tel.) Der Ausschußdes Repräsentantenhauses nahm das Hoover -

Moratorium an . Die Annahme erfolgte mit 21 : 4 Stim¬
me«. Am heutigen Freitag wird den ganzen Tag im Ple¬num des Repräsentantenhauses darüber beraten werden, und
man hofft, am SamStag die Abstimmung vornehmenzu können. Ob allerdings auch der Senat noch vor den
Weihnachtsferien über den Gesetzentwurf abstimmen kann, ist
zweifelhaft, da der gemeldete Zusatz gegen eine Herabsetznngder alliierten Schulden die Lage kompliziert.

Nach Annahme des Moratoriums nahm der Ausschuß des
Repräsentantenhauses folgende Entschließung an : Hiermitwird ausdrücklich erklärt , daß es der Politik des Kongresses
zuwiderläuft , irgendwelche Schuldverpflichtungen auswärtigerLänder an die Vereinigten Staaten irgendwie zu streichenoder herabznsetzen . In dieser Entschließung darf nicht als An¬
zeichen einer gegenteiligen Politik gedeutet oder als Ausdruck
dafür aufgefatzt werden, daß man zu irgendeiner Zeit einen
Wechsel dieserPolitik in wohlwollende Erwägung ziehen würde.

vevschrebtt«» dev Abvüftungskonferrenz?
ERB . London , 18. Dez . (Priv . -Tel. ) „Morning Post"

behauptet, daß das Bölkerbundssekretariat die Möglichkeit eines
Aufschubs der Abrüstungskonferenz erwäge.

Das Urteil im Werkspionage -Prozeß
WTB . LndwigShaftn a. Rh., 18. Dez. . (Tel^ Im Werk¬

spionageprozeß wurde heute mittag 12 Uhr folgendes Urteil
verkündet: Dienstbach , Steffen und Schmid je 10 Monate»Herbst 4 Monate Gefängnis , die Untersuchungshaft wird an¬
gerechnet . Oehlenschläger, Acker und Frau Oehlenschlägerwurden freigesprochen .

Die Einfubvbeschränkungen dev Schweiz
Zollerhöhungen , Zollkontingente usw .

Im schweizerischen Rationalrat erinnerte am Donnerstagbei Einbringung der Borlage betr. die Beschränkung der Wa¬
reneinfuhr der Kommissionsreferent an den Druck, der auf der
schweizerischen Wirtschaft laste . Wenn nicht bedrohliche Ver¬
hältnisse eintreten sollten , müffe rasch und energisch gehandelt
werden. Redner skizzierte den Rückgang der schweizerischen
Handelsbilanz , die Überschwemmung der Schweiz mit billigen
Waren , die prohibitiven Zollmaßnahmen des Auslandes , die
Einfuhrbeschränkungen und die Devisenmaßnahmen, die sich
unheilvoll auf dem schweizerischen Arbeitsmarkt auswirken
würden . Deutschland könne nicht verlangen , daß chm die
Schweiz soviele Waren abnehme, daß die eigene Produktion
lahmgelegt werde. Die Schweiz müffe ihre Produktion schützen
und müsse, nachdem Deutschland ihre bescheidenen Forderun¬
gen abgelehnt habe, handeln. Sie müsse allgemein« Zollerhö-
hnngen vorsehen, Zollkontingente und Einfnhrbefchränknngr«.
Dem Bundesrat müßten die nötigen Waffen in die Hand ge¬
geben werden, weshalb die Zolltarifkommisston sich , mit 17
aegen 6 Stimmen für den Entwurf entschieden habe.

tvivtsrhattlkhe Umschatt
Die Wirkungen des Weltzollkrieges— Die Handels¬

beziehungen mit der Schweiz — Kohle und Eisen
Die deutsche Außenhandelsbilanz vom November zeigt

nun zum erstenmal deutlich die Wirkungen der von den
verschiedenen Ländern eingeleiteten und Deutschland als
Großerportland besonders treffenden Blockierungsmaß .
nahmen gegen die Einfuhr durch Erhöhung von Zöllen,
Einfuhrkontingentierungen und sonstige Handelshemm¬
nisse, sowie durch die zahlreichen Valutaentwertungen .
Es ergibt sich dabei, daß die deutsche Ausfuhr , die im
ganzen um 13 Proz . gegen den Vormonat abgenommen
hat (davon entfallen etwa 5 Proz . auf saisonmäßige Ein -
slüsse) , besonders starke und über den Durchschnitt
gehende Einbußen nach Ländern mit entwerteten Valuten
verzeichnet . Hiervon ist allerdings England .ausgenom-
inen, aber nur zunächst, denn es fanden sehr starke Vor¬
ausfuhren im Hinblick auf die inzwischen eingeführten
Zollerhöhungen statt . Überall wachsen dabei die Zoll¬
mauern . In England steht die Veröffentlichung einer
neuen Warenliste bevor , die Wertzölle von 50 Proz . ent-
hält , wenn auch Eisen und Stahl in dieser Liste voraus¬
sichtlich noch nicht enthalten sein werden. Übrigens hat
sich die englische Kunstseidenindustrie gegen hohe Schutz,
zölle ausgesprochen, mit der Begründung , daß die Aus¬
schließung ausländischer Kunstseide aus England nur die
Konkurrenz auf den neutralen Märkten erhöhen würde.Das gilt natürlich auch für andere englische Exportindu¬
strien , wie die Eisenproduktion. Einfuhrkontingentierun¬
gen haben auch andere Länder beschlosien , Italien gegen
Frankreich, und - Frankreich plant solche für belgische Er¬
zeugnisse nach seinem Vorgehen gegen Deutschland . Die
deutsch-französischen Handelsvertragsverhandlungen ha¬ben bekanntlich das Ziel , durch Abmachungen zwischenden Industrien der beiden Länder die gegenseitige Ein¬
fuhr , aber auch den Absatz auf dem Weltmarkt überhaupt
zu regeln . Dabei ist aber schon wieder eine neue Einfuhr -
kontingentiernng für Fischkonserven erfolgt.

. *
Besonders trifft uns in Baden die Kündigung des Ha »,

delsvertrags durch die Schweiz zum 4. Februar . Es steht
allerdings sehr dahin , ob es zu einem vertragslosen Zu¬
stand oder einem gegenseitigen Zollkrieg kommen wird,denn es werden nun weitere deutsch-schweizerische Ver¬
handlungen stattfinden , um eine Regelung für die Zeit
nach dem 4 . Februar zu suchen . In der Schweiz sind
offensichtlich zwei Ström,inge « vorhanden. Eine gehtvon der Industrie aus und hat es durchgesetzt , daß die
Schweiz an ihrer Forderung der Kontingentierung
(Festsetzung bestimmter Mengen fiir deutsche Einfuhr-
waren ) festhält, was bekanntlich zum Scheitern der bis¬
herigen Verhandlungen geführt hat. Die andere Strö¬
mung kommt von den Gläubigern deutscher Anleihen
und Kredite , das heißt vom Geldmarkt und den Banken
und kann sich nattirlich nicht dem deutschen Argument
verschließen , daß Deutschland deswegen seine Ausfuhrum jeden Preis vergrößern muß, um seinen Verpflich¬
tungen aus seiner Auslandsverschuldung entsprechen zukönnen. Von dieser Seite auch wurde bereits der Rück¬
tritt des Leiters des schweizerischen Wirtschaftsministe -
riums des Bundesrats Schultheß verlangt und sogarmit einem Appell an das Volk gedroht, wenn der Schweiz
aus einer solchen Handelspolitik, wie zu erwarten sei, er¬
hebliche Nachteile entstünden. Deutschland ist übrigens
auch nicht wehrlos , falls die Schweiz zu einer starken Ein¬
schränkung des Imports aus Deutschland schreitet, wenn
es auch richtig ist, daß die deutsche Einfuhr viel stärker
ist. als die schweizerische Ausfuhr nach Deutschland . Nichtnur auf verschiedenen Gebieten des Warenhandels, kann .
Deutschland Gegenmaßnahmen treffen, sondern auch aufdem Gebiete des Fremdenverkehrs, durch den viel mehr
deutsches Geld- nach der Schweiz geht als umgekehrt , und
ferner aus dem Gebiet der Rückzahlungen der Kredite,um der Schweiz zu zeigen , daß man nicht gleichzeitig die
deutsche Warenausfuhr unterbinden und große Zahlun¬
gen fordern kann.

*
Die Winternotverordnung bestimmt , daß die durchKartellabmachungen gebnudeuru Preise bis zur Anpas -

sung der veränderten Wirtschaftslage vom 1 . Januar anum mindestens 10 Proz . gegenüber dem Stand vom30. Juni zu senken sind . Von dieser Bestimmung wer-den auch die Preise für Kohle und Eisen betroffen . DieSyndikate und Kartelle müssen deshalb auch ihre Politik



der Finanzierung ihrer Auslanüslieserungen , die ja bis¬
her zum Teil sehr stark auf Kosten der Inlandspreise ge-
ichah , dieser neuen Sachlage im Inland anpassen . Tie
Kohlensyndikate erheben bekanntlich , um mit dem Aus¬
land konkurrieren zu können , eine Umlage von den
Zechen, die in den letzten Monaten beim Rheinisch -West-
fälischen Kohlensyndikat eine dauernde Steigerung er¬
fuhr . Dieses Syndikat berichtet über eine Verschlech¬
terung des wirtschaftlichen Ergebnisses, das vor allem auf
die infolge des englischen Pfund -Kurses steigende Kon¬
kurrenz der englischen Kohle zurückzuführen ist, und er¬
klärt , daß auch die in der Notverordnung angeordnete
Lohnsenkung um 10 Proz . deshalb die Lage des Kohlen¬
bergbaus nicht bessern könne . Tie Haldenbestände in
Rheinland -Westfalen seien seit dem Frühjahr auf dem
hohen Stand von rund 9 Millionen Tonnen geblieben
und haben nur eine geringe Abnahme im Herbst gefun¬
den . Tabei schrumpft der Absatz in der Industrie infolge
der Wirtschaftskrise immer mehr ein , während sich die
Wirkungen des Pfundsturzes erst in den kommenden
Monaten mit voller Schärfe bemerkbar machen würden,
da ja die Ausfuhrverträge meist noch bis zum Jcchres-
schlutz laufen.

So ist die Zukunft für die deutsche Kohlenproduktion
recht ungewiß. Etwas besser scheint es bei der mit ihr
verbundenen Eisenproduktion zu stehen . In der General¬
versammlung der Klöckner- Werke führte Geheimrat
Klöckner aus , daß die große Einschränkung der Produk¬
tion in der ganzen Welt ein tiefes Loch in der Wirtschaft
hervorgernfen Hobe , das früher oder später wieder aus -
gesüllt werden müsse, sobald es gelinge, die Geldverhält¬
nisse zu ordnen. Der große Bedarf , der sich dann zeigen
werde, müsse auch das deutsche Auslandsgeschäft bessern.
Er persönlich habe das Gefühl, daß hier der tiefste Punkt
schon erreicht sei , und vielleicht schon im Spätsrühjahr
oder Sommer erträglichere Verhältnisse kommen werden,
unter der Voraussetzung freilich , daß die Reparations¬
frage erledigt und beim Stillhalteabkommen eine we¬
sentliche Ermäßigung der Zinsen erreicht werde. Deutsch¬
land sei jedenfalls gewappnet, da es seine Produftion
zur höchsten Vollkommenheit entwickelt habe . Wenn Ge -
heimrat Klöckner dann sagte , daß man nun mit den
Neuerungen einige Jahre sehr sparsam sein müsse/ so
ijgab er dabei indireft zu , daß die Investitionen (die ja be¬
kanntlich zum Teil mit kurzfristigen Auslcmdsgeldern
erfolgten) in nnkaufmännischer Weise übertrieben und
dadurch eine sehr schwere Last für die Industrie wurden.

*
Während die Braunkohlensyndikate, das Ostelbische,

das Mitteldeutsche und das Rheinische , beschlossen haben,
die Preisermäßigung bereits mit Wirkung vom 11 . De-

E
ember eintreten zu lassen , und zwar mit rückwirkender
traft , nimmt der Steinkohlenbergbau , der ja allerdings

tproduktionstechnisch und damit wirtschaftlich nicht so
münstig dasteht wie der Braunkohlenbergbau , eine andere
(Haltung ein . Das Rheinisch -westfälische Kohlensyndikat
lhat es abgelehnt, eine Preissenkung vor dem in der Not¬
verordnung vorgesehenen Termin , dem 1 . Januar , ein-
itreten zu lassen . Man bleibt somit bei der Politik , im
»ogenannten bestrittenen, für die ausländische Kohle be-
«onders frachtgünstigen Gebiet selbst unter Verlusten den
Absatz zu behaupten, aber das unbestrittene Gebiet wei¬
ter die Kosten tragen zu lassen, 'soweit dies eben möglich
»st . Dabei muß man allerdings damit rechnen , daß die
billigere Konkurrenz des In - und Auslands vordringt .
Die Durchschnittssenkungder Preise wird im Steinkoh¬
lenbergbau gleichfalls 10 Proz . betragen , wobei einige
Sorten mehr oder weniger entlastet werden. Das Ruhr -
.fyndikat will in einer Sitzung am 22 . Dezember darüber
beschließen .

Auch die Eisenpreise müssen nach der Notverordnung
um 10 Proz . gesenft werden. Die rückwirkend noch für
Dezember geltenden Senkungen wurden gestern in Düs¬
seldorf beschlossen . Der Schiedsspruch für „Eisen-Nord¬
west " hat auch bereits eine entsprechende Lohnsenkung,
gleichfalls um 10 Prozent , bestimmt. Die Eisen-
indnstrie erklärt , daß wie bei der Kohle dadurch
die Preisermäßigung nicht ausgeglichen sei , wäh¬
rend auf der anderen Seite , (aus Verarbeiterkreisen)
darauf hingewiesen wird/daß die Rohstahlgemeinschaft
beabsichtige , denjenigen Verarbeitern , die ausschließlich
bei ihr kaufen , einen Trerrrabatt von etwa 5 Proz . ge¬
währen . Das zeige , daß sogar eine höhere Preissenkung
als 10 Proz . möglich sei . Die Außenseiterlieferungen
aus dem Ausland spielten keine große Rolle , und mit
dem Treurabatt würde faktisch an und fiir sich schon eine
Preissenkung von 15 Proz . eintreten . Durch diesen Treu -
rabatt wolle lediglich die Eisenindustrie ihre ohnehin
außerordentlich starke Monopolstellung für später noch
weiter befestigen , um aiich die letzten Reste des freien
Handels vom Geschäft auszuschließen.

' *
*

* .

Ein Institut für Leibesübungen an der Universität Heidel¬
berg. Auf Antrag des engeren Senats der Universität hat das
Ministerium des Kultus und Unterrichts verfügt , daß an der
Universität Heidelberg ein Institut für Leibesübungen errich¬
tet wirb. Zum Direktor dieses Instituts wurde Professor Or.
Riff»« ernannt , der bereits seit Jahren für den akademischen
Ausschuß für Leibesübungen die Geschäfte führte und als Lei¬
ter des Turnlehrerkurses tätig war .

„Wie der Künstler die Kunst sieht" . Am Sonntag , den
8V. Dezember eröffnet die städtische Kunsthalle Mannheim
im Anschluß an die kürzlich geschlossene Schau der „Schöp -
ferischen Kopien " eine neue umfassende Ausstellung unter
dem Titel „Wie der Künstler die Kunst sieht "

. Gezeigt wer¬
den Studienblätter (Aquarelle, Zeichnungen, graphische Arbei¬
ten ) , von Künstlern des 10. und 20 . Jahrhunderts nach klas¬
sischer Kunst.

Die Dmrrhfrtbvirng
dev rwtvevovdmttts

Preisschilder und Preisverzeichnisse
Der Reichskommissar für Preisüberwachung hat eine am

1 . Januar in Kraft tretende Verordnung erlassen, die für das
Bäcker - , Fleischer - und Friseurgewerbe die deutlich sichtbare
Anbringung , von Preisschildern «nd Preisverzeichniffen in den
Läden vorschreibt . Die einzelnen Bestimmungen der Ver¬
ordnung können erforderlichenfalls durch die der Polizei nach
Landesrecht zustehenden Zwangsmitteln durchgesetzt werden.Die Polizei ist angewiesen, dem Reichskommissar unmittelbar
Nachricht zu geben , wenn infolge hartnäckiger und böswilliger
Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften der Verordnung die
Untersagung der Fortführung von Betrieben oder die Schlie¬
ßung von Betriebs - und Geschäftsräumen angezeigt erscheint .

Auf dem Gebiet der Lebensmittelpreise hat Eh: Gördeler
in erster Linie die Herabsetzung der Brotpreisspanne in An¬
griff genommen. Die Oberbürgermeister der deutschen Städte
über 100 000 Einwohner und die »leitenden Landesbehörden
sind aufgefordert worden, über die Senkung der Brotpreis¬
spanne noch bis zum Ende dieser Woche zu berichten, so daß
die , Hoffnung besteht , eine einheitliche Senkung in diesen
größeren Städten noch vor Weihnachten durchzuführen. Für
die kleineren Orte und für das flache Land soll die Senkungder Brotpreisspanne durch die Landesbehörden geregelt wer¬
den . Auch mit dem Fleischergewerbe werden Verhandlungen ,über die SenklMg der Preisspanne geführt . Schwieriger als '
bei Brot und Fleisch wird sich die Preissenkung für Gemüse,Eier usw . durchführen lassen , wegen der verschiedenen örtlichen
Bedingungen. Um eine gewisse einheitliche Linie innezuhal¬
ten, sollen die kommunalen und Landesbehörden durch eigene
Kommissare die Preissenkungsaktion durchführen.

Über die örtlichen Berkehrstarife sind in verschiedenen Ver¬
handlungen mit den beteiligten Stellen Verfahrenswege fest-
gestellt worden, um die Verkehrstarise zu senken . Es ist an¬
zunehmen, daß unter anderm eine Reihe anderer . größerer
und größter Städte Deutschlands ebenfalls die Verkehrstarife
senken wird. Auch mit den Verwaltungen der Krastverfor -
gungsanstalten , Gas , Wasser und Elektrizität , sind Verhand¬
lungen über die Senkung der Tarife eingeleitet worder ?.

Senkung der Kleinhandelspreise für Kohle
WTB . Berlin , 18 . Dez . (Tel . ) Der Reichskommissar für

Preisüberwachung hat die Senkung der durch Händlerkartelle
festgesetzten Kleinhandelspreise für Steinkohle, Braunkohle,
Preßkohle und Koks durch eine Bekanntmachung vom 16. De¬
zember verfügt. Er hat von der Festsetzung von Höchstpreisen
Abstand genommen und will die Preissenkung unter Mitwir¬
kung der Verbände durchführen. Die Bekanntmachung sieht
vor , daß die Verbände des Kohleneinzelhandels bis zum 1 . Ja¬
nuar 1932 neue Pxeisbeschlüffe zu fassen haben. Die neu-
festzusetzenden Preise müßten der Senkung der Preise der
Kohlensyndikate und der Frachten voll Rechnung tragen und
dürften nur Handelsspannen enthalten , deren Betrag um 16
Prozent gegenüber der bisherigen gesenkt ist. Auch Zuschläge ,
die etwa für bestimmte Arten der Lieferung oder für zusätz¬
liche Leistungen festgesetzt werden, sind um 15 Prozent zu
senken .

Sollten sich die Verbände des Kohleneinzelhandels dieser
Mitwirkung entziehen und die von ihnen festgesetzten Klein¬
verkaufspreise nicht dieser Anordnung entsprechend senken , so
fallen die Verpflichtungen aus den Kartellverträgen fort, und
der einzelne Kohlenhändler ist alsdann in seiner Preisstel¬
lung frei. Nach Fortfall der Kartellbindungen wird die Preis¬
senkung sich im freien Wettbewerb vollziehen . Um Versuchen
entgegenzuwirken, die Preise durch Empfehlungen zu stützen
oder die Bestimmungen der Bekanntmachungen zu umgehen,
find Umgehungshandlungen ausdrücklich verboten.

Preise dürfen nur erhöht und neue Preisbindungen nur
eingeführt werden, wenn die oberste Landesbehörde hierzu
ihre Einwilligung gibt._ _ _ _
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Nadolny Führer der Abrüstnngsdelegatio« . Das Reichs -

kabinett hat den deutschen Botschafter in der Türkei , Nadolny,
als Führer der Delegation für die Abrüstungskonferenz in
Aussicht genommen.

Der Preußische Landtag lehnte den deutschnarionalen ^Miß-
trauensantrag gegen Finanzminister Klepper mit 217 Stim¬
men der Regierungsparteien gegen 177 Stimmen der Oppo¬
sition ab.

Die Fraktionsgemeinschaft der Deutschen Staatspartei nahm
im Reichstag zustimmende Stellung zur Notverordnung , weil
sie wenigstens den weiten Kreisen der Verbraucher die ihnen
wieder zugemuteten schweren Opfer durch eine durchgreifende
Senkung der Preise und Lebenshaltungskosten tragbar machen
wolle . Die Fraktion bedauert jedoch die Lücke in der Notver¬
ordnung , die dadurch entstehe , daß Man an den überhöhten
Zöllen, namentlich den Agrarzöllen , vorübergegangen sei.

In der deutschnationalen Reichstagssraktion wandte sich der
Fraktionsführer Eh: Oberfohren gegen die neue Notverord¬
nung , die einen bisher nicht dagewesenen Eingriff in die
Rechts - und Vertragsverhältnisse bedeute und durch die staats¬
sozialistischen » nd planwirtschaftlichen Jdeengänge gefördert
würden.

Schiedsspruch Nordwest verbindlich . Ter Reichsarbeits-
minifter erklärte den Schiedsspruch vom 14. Dezember für die
Metallindustrie Nordwest für verbindlich .

Die Bergarbeiter und die neue Lohnfestsetzung . Wie die
Bergarbeitervarbände mitteilen , hat die neue Lohnfestsetzung
für den Ruhrbergbau durch den Schlichter, die eine Senkung
der alten Sätze um 10 Proz . herbeiführte , bei den Bergarbei¬
tern große Unzufriedenheit hervorgerufen . Es wird darauf
hingewiesen, daß der Lohn des Bergarbeiters durch die jetzige
Entscheidung auf den Stand von 1925 gebracht wurde, wäh¬
rend der der übrigen Berufskategorien nur auf den Stand
von 1927 herabgesetzt wird.

Gegen die Kapitalfluchtsteurr. In Zürich fanden , sich eine
Anzahl deutscher Staatsangehöriger zu einer Besprechung über
die . Käpitalfluchtsteuer zusammen zwecks gemeinsamen Vor¬
gehens. Es wurde eine Vereinigung zur Wahrung der Inter¬
essen der in der Schweiz lebenden Ausländsdeutschen ge¬
gründet . _ _

Der Beamtenabba« in Österreich . . Der Hauptausschntz des
österreichischen Nationalrates billigte die umstrittene Verord¬
nung über den Beamtenabbau , der etwa 5000 Staatsbeamte
und 5000 Angestellte der Bundesbahnen betrifft .

Das französische Kabinett geriet am Donnerstag bei der Ab¬
stimmung über einen Antrag Lavals , am Mittwoch die Wahl-
resormvorlage zur Diskussion ■zu stellen , mit 234 gegen 228
Stimmen in die Minderheit. Lava ! hatte die Vertrauensftage
nicht gestellt . Das linksstehende „Oeuvre " schreibt , daß die
Linksparteien nicht auf einen so raschen Sieg gehofft hätten .
„Ere Nouvelle " glaubt , daß es nicht leicht sein werde, das
Wahlreformgesetz in irgendeiner Form wieder zum Leben zu
erwecken.

(Sbeottif
Gegen den Verwaltungsinspektor Max Schneider des Stadt »

bauamtes Kaiserslautern ist das Strafverfahren wegen Unter¬
schlagung im Amte anhängig . Schneider ist zur Zeit , vom
Dienst beurlaubt . -

Mit der nach Veruntreuung von über 50 000 JM flüchtiggewordene Geschäftsführer Bender der Evangelischen Versiche¬
rungs -Zentrale in Wiesbaden ist anscheinend auch die bei der
Zentrale tätige Sekretärin Käthe Neuer und ihre sechs Jahrealte Tochter geflohen. Die Sekretärin ist näm ! ich fet+ der
Flucht Benders nicht mehr im Büro erschienen . Aller Wahr¬
scheinlichkeit nach ist das Paar nach einem italienischen See¬
hafen gefahren.

Im Lübecker Calmette - Prozeß machte Prof . Uhlenhuth-Freiburgüber seine Versuche mit BCG .-Stämmen wichtige Aussagen,d >e erkennen lassen , daß Rückschläge beim Calmette -VerfahrenVorkommen können .

-Vas «Mihoev^ Soobot
durck, das RettfefticeMW beftätiat

** Der 4. Senat des Reichsgerichts in Leipzig hat in seiner
Sitzung vom 5. Dezember das am 26. November d. I . vom ba¬
dischen Ministerium des Innern ausgesprochene fünftägige
Berbot des in Karlsruhe erscheinenden nationalsozialistischen
Blattes „Der Führer " bestätigt. Die Beschwerde des „Führer "
Verlags wurde als unbegründet verworfen.

Das Verbot erfolgte wegen der Veröffentlichung der Notiz :
»Kleine Anfrage an Herrn Remmele"

, in welcher die wahr¬
heitswidrige Behauptung aufgestellt wurde, der frühere Mi¬
nister Remmele habe von der badischen Regierung gefordert,
seine Pensionsansprüche zu kapitalisieren und sie ' mit einer
Abfindungssumme von 170 000 RM . als erloschen zu betrach¬
ten.

Diese Behauptung entsprach in keiner Weise den Tatsachen;
sie war vollständig aus der Luft gegriffen . Das Reichsgericht
erklärte auf die Beschwerde des „Führer " -Verlags . daß der¬
artige Ausführungen in der gegenwärtigen , stark erregten po¬
litischen Zeit zweifellos geeignet seien , in hohem Grade beun¬
ruhigend und aufreizend zu wirken und dadurch die öffentliche
Sicherheit und Ordnung zu gefährden. ’

Das Reichsgericht ist damit der Begründung des „Füh-
rer " -Verbots durch das badische Ministerium des Innern voll¬
ständig beigetreten.

Die 41ntevsuthrrug
auf Srblotz Rotenberrg

Die Pressestelle des Staatsministeriums teilt mit :
** Das gegen den ehem . kaiserl. Gesandten v. Reichenau

auf Schloß Rotenberg durchgeführte Verfahren hat Veranlas¬
sung zur Vorlage einer Strafanzeige wegen Verdachts der
Vorbereitung zum Hochverrat gegeben . Zuständig zur Leitung
der weiteren Ermittlungen ist der Herr Oberreichsanwalt in
Leipzig; an ihn werden die Vorgänge übersandt .

Rach dem jetzigen Stande des Verfahrens kann weitere Aus¬
kunft über das Ergebnis der bisherigen polizeilichen Erhebun¬
gen nicht gegeben werden. Die für die Untersuchung nicht
wichtigen Schriftstücke wurden Herrn v. Reichenau wieder aus »
gehändigt.

SeffentlUbe Danksagung
des MetvovolttankavttelS

Das Erzbischöfliche Metropolitankapitel Freiburg i. Br .
spricht in einer öffentlichen Kundmachung für die vielen Be- ■
weise herzlicher Teilnahme , die dem Domkapitel bei dem Hin¬
scheiden und bei der Beisetzung des verstorbenen Erzbischofs
Or. Carl Fritz von den Staats - und Gemeindebehörden, den
Universitäten , den Wehrkreiskommandos, den Anstalten , Kör¬
perschaften , Lehrerkollegien, katholischen Vereinen und der Be- :
völkerung gegeben worden sind, tief gefühlten Dank aus . Be¬
sonders dankt das Domkapitel dann noch dem Bezirksamt Frei¬
burg , den 12 Bürgern , die den Sarg zur letzten Ruhestätte
getragen haben, der Städtischen Feuerwehr und den Ordnern
bei der Leichenfeier. Mit seiner Danksagung verbindet dass
Erzbischöfliche Metropolitankapitel die herzliche Bitte, es wolle
denz hohen - Verstorbenen ein frommes und ehrendes Andenken
bewahrt werden.

Zusammenlegung devBevsovgungsämtev
LVüvttemberrg und Baden

Reichstagsabg. Ersing schreibt der B .Z .K . :
Aus der Presse ersehe ich, daß die Zusammenlegung dieser

beiden Hauptversorgungsämter in ein akutes Stadium getre¬
ten ist. Württemberg wünscht nun , daß der künftige Sitz des
Hauptversorgungsamtes für Württemberg und Baden nach
Stuttgart kommt , Baden wendet sich aber mit vollem Recht ge¬
gen dies« Verlegung nach Stuttgart .

Als vor einigen Jahren für Baden und Württemberg ein
gemeinsames Landesarbeitsamt mit dem Sitz in Stuttgart er¬
richtet wurde, haben die zuständigen Stellen im Reichsarbeits¬
ministerium in Aussicht gestellt , daß, weu r einmal die Haupt¬
versorgungsämter Württemberg und Ba . cn zusammengelegt
würden , der Sitz dieses Amtes nach Karlsruhe gelegt würde.
In der Zwischenzeit sind im Rcichsarbeitsministerium perso¬
nelle Änderungen eingetreten . Von den vor Jahren geführ¬
ten Besprechungen war den neuen Herren nichts bekannt.
Jetzt sind sie darüber unterrichtet worden, und ich hoffe be¬
stimmt, daß die Entscheidung in der vor einigen Jahren in
Aussicht gestellten Weise erfolgen wird.

Dev wettevbetvleb dev Bleag geskbevi
Die in den letzten Tagen in Berlin im Reichsarbeitsmini¬

sterium geführten Verhandlungen über den Weiterbetrieb der
Bleag auch über den 31 . Dezember hinaus , haben zu einem
günstigen. Ergebnis geführt . Der Weiterbetrieb der Bleag ist,
dem Ettlinger „Badischen Landsmann " zufolge, zunächst ge¬
sichert, auch wenn die Verhandlungen mit den Anliegergemein¬
den und insbesondere mit der Stadt Karlsruhe bis Jahres -
schluh noch nicht zu einem endgültigen Ergebnis geführt haben
sollten . . Auch . die . Verhandlungen mit der Deutschen Eisen-
bahnbetriebsgefellschaft sollen so gut wie abgeschlossen sein und
nur noch einer endgültigen Formulierung bedürfen.

I «



Jusammenstblutz
dev LNttihevzeugev im wivtstbaftsgebiei

^,Vode«ree-Schwavrwald^
• ** Der Minister des Innern fordert dieser Tage die Milch -

erzcugcr des Bodcnseegebietcs und eines Teiles des Schwarz¬
waldes zum freiwilligen Anschluß an die Oberbadische Milch -
zentralgenoffenschaft e . G. m. b . H ., Sitz Radolfzell, und an
deren Unterorganisationen auf . Damit wird erstmals in Ba¬
den von den Bestimmungen des § 38 des Reichsmilchgesetzes
vom 31 . Juli 1930 (Reichsgesetzblatt Seite 421"

) Gebrauch ge¬
macht , auf dessen baldige Durchführung die gesetzliche Berufs -

! Vertretung der badischen Landwirtschaft und die landwirtschaft¬
lichen Organisationen den allergrößten Wert legen.

! Das Reichsmilchgesetz sieht im § 38 Vor, daß die Obersten

I

Landesbehörden nach Anhörung der gesetzlichen Berufsvertre¬
tung Erzeugerbetriebe , sowix milchbearbeitende und -verarbei¬
tende Betriebe zur Regelung und Verwertung des Absatzes von
Milch und Milcherzeugnissen zusammenschließen können . Er¬

strebt wird damit ein festerer, notfalls zwangsweiser Zusam¬
menschluß der Landwirtschaft zur Stärkung ihres Einflussesam Markte und zur Sicherung der Milchproduktion, sowieeines geregelten Absatzes der Milch . Wie in anderen Gebieten
Badens haben sich die Verhältnisse auch im Bodenseegebiet da¬
hin entwickelt , daß die Großabnehmer von Milch , in diesem
Kall die Oberbadische Milchzentralgenoffenschaft e . G. m . b. H.,
sSitz Radolfzell (eine rein landwirtschaftliche Organisation ) ,
l^urn Schaden des überwiegenden Teiles der Landwirtschaftvom Frischmilchmarktabgedrängt worden sind ; bei einer Durch-
lschnittstagesanlieferung von rund 42 000 Liter , beträgt die
Mrischmilchquotedieser Zentralgenoffenschaft zur Zeit nur noch
»27,2 Proz . gegenüber 72,8 Proz . Verarbeitung . Das hat zurFolge gehabt, daß den in der Zentralgenossenschaft zusammen¬
geschlossenen Landwirten nur ein verhältnismäßig geringer ,sogenannter Werkmilchpreis bezahlt werden konnte , weil die
Werkmilchpreise , also die Preise , die für zu Butter und Käseverarbeitete Milch bezahlt werden, bei den von den Weltmarkt¬
preisen abhängigen Preisen dieser Produkte regelmäßig unterdem Frischmilchpreis liegen.

' lim den Frischmilchmarkt haben bisher die in den Milchab-
Latzgenossenschaften und der Zentralgenossenschaft zusammen-
^eschlossenen Landwirte auf der einen und die als „Außensei¬ter " bezeichneten , Nichtorganisierten Landwirte auf der ande¬
ren Seite zum Schaden der Gesamtheit der Land¬
wirtschaft hart gekämpft. Während bis zum Inkrafttretendes Reichsmilchgesetzes keine gesetzliche Handhabe gegeben war ,den Anteil des einzelnen Landwirts an der Frischmilchversor¬
gung in einer allen Teilen der Landwirtschaft gerecht werden-
en Weise zu regeln , werden die zur Durchführung des 8 38
es Reichsmilchgesetzes ergriffenen Maßnahmen Gelegenheitgeben, Ordnung in die Frischmilchversorgung zu bringen . Es

äst zu hoffen, daß es gelingt, den Zusammenschluß der Milcher¬
zeuger auf freiwilliger Grundlage durchzuführen, zumal indem für den Zusammenschluß auf genossenschaftlicher Grund¬
lage vorgesehenen Gebiet die Bestrebungen der Landwirtschaftauf möglichst lückenlosen . Zusammenschluß auf freiwilliger
Grundlage schon verhältnismäßig weit vorgeschritten sind .

Sollte wider Erwarten der Anfforderung zum freiwilligen
(Zusammenschluß der gewünschte Erfolg versagt bleiben, so
^kann auf Grund des Reichsmilchgesetzes der Zusammenschluß
itm Wege des Zwanges durchgeführt werden. Eine gesicherte
ftzortführung der Milchwirtschaft als wichtigsten Zweiges der
bäuerlichen Verdelungswirtschaft und eine Regelung des Ab¬
satzes der Milch , liegt im eigensten Interesse der Landwirte
selbst und im Interesse der Allgemeinheit. Es kann daher an¬
genommen werden, daß alle durch d/is Reichsmilchgesetz gege¬
benen Möglichkeiten ansgeschöpft werden, um das gesteckte
Ziel zu erreichen.

Tagungen
Tie Notlage des Gastwirtsgewerbes . Die Arbeitsgemein¬

schaft der Süddeutschen Gastwirtsverbände hatte sich unter
idem Vorsitze von Präsident Knödel vom Badischen Gastwirte -
S
' erband in Heidelberg zu einer außerordentlichen Sitzung zu-

ammengefunden. Der Führer des Reichsverbandes, Reichs-'tagsabg . Köster (Berlin ) , war eigens zu dieser Tagung einge¬
troffen , um die Berichte der verantwortlichen Führer der
-Landesverbände von Bayern , Baden , Hessen , Württembergund der Pfalz auf Linderung der katastrophalen Lage im
Mastwirtsgewerbe entgegenzunehmen . Es herrschte bei den
«Anwesenden Übereinstimmung darüber , daß gerade das
Grenzland Baden am meisten unter der wirtschaftlichen De-

-presston zu leiden hat . Nahezu 70 Proz . der Gastwirte seien
!dem Untergang geweiht, wenn nicht umgehend für dieses Ge- ,iwerbe wesentliche Erleichterungen aller Art geschaffen werden.
Wichtige Abänderungsanträge zum Gaststättengesetz hinsicht¬
lich der Konzessionspflicht des Weinhandels , Beseitigung der
Auswüchse in den Straußwirtschaften , Sperre für Neukon-

.zcssionen usw . wurden beschlossen und werden der Regierung \'durch Reichstagsabg. Köster überwiesen . Er unterstrich die
Notwendigkeit rascher Hilfe und forderte insbesondere die
Beseitigung der Gemeindegetränkesteuer und Biersteuer .

Ter Badische Landesverband gegen den Alkoholismus e . B.
hielt am 16. Dezember im „Haus der Gesundheit " in Karls -

Iruhe seine diesjährige Landesausschußsitzung ab , die u. a . von
Vertretern der Behörden, Gemeinden und Organisationen
zahlreich besucht war . Der Voranschlag für 1932 schließt in

I Einnahmen und Ausgaben mit 14 500 RM . ab. Nervenarzt
l)r. Reumann , Vorsitzender der Heilstättenkommission, berich¬
tete über die Heilstätte Renchen , wo 1930 84 Pfleglinge auf -
genommen wurden. Bon 1925 bis 1931 seien von den Pfleg¬
lingen 48 Prozent als völlig enthaltsam , 28 Prozent als ge-
beffert entlassen worden, während 24 Prozent leider vielfach
durch Verführung anderer rückfällig geworden seien. — Pfarr -
kurat Jung erstattete Bericht über die Organisation und Tätig - '
Jett der Trinkerfürsorge , Landeswohlfahrtspfarrer Ziegler über
Aufklärungsvorträge und Stadtpfarrer Hänßler , Ladenburg ,
berichtete über die Tätigkeit des Landesausschusses für gä¬
rungslose Früchteverwcrtung . In der Sühmostbewcgung sei
erfreulicherweise auch jetzt in Baden eine zunehmende Entwick¬
lung festzustellen . Bei sämtlichen Trinkerfürsorgestellen sind
bis zum 31 . Oktober 1931 seit Bestehen rund 16 590 Trinker¬
fälle zur Anmeldung gekommen , für deren Behandlung nam-
bafte Beträge verausgabt worden seien .

Der Stadtrat Durlach gegen die Borstadtstedlung. In der
Frage der Vorstadtsiedlung hat der Stadtrat Durlach beschlos¬
sen , zunächst eine abwartende Haltung einzunehmen , da er der
Auffassung fft, daß' die durch das Siedlungsproblem . zu er¬
wartende günstige Wirkung bezüglich der Erwevbslosenfürsorge
nicht eintritt und da es mit dem vom Reich für eine Siedler¬
stelle in Aussicht gestellten Darlehensbetrag ( im Höchstfälle
2500 RM .) nicht möglich sei , eine auch nur einigermaßen ein¬
wandfreie Behausung für die einzelnen Siedler zu erstellen.

Aus dev LandeSbauviftadi
Weitere . Reifevergünstigungen über Weihnachten «nd Reu-lahr . Die Reichsbahndirektion Karlsruhe teilt mit : . Nach neue¬rer Anordnung ist die Geltungsdauer der Sonntagsrückfahrkar¬ten auf der Reichsbahn ausnahmsweise insofern erstreckt wor¬den , als die Rückreise mit aneinander anschließenden Sonn¬

tagsrückfahrkarten vom Endbahnhof der Reise spätestens am4 . Januar 1932 um 9 Uhr angetreten werden muß . Die Rück-sahrt ist aber nach 9 Uhr ohne Fahrtunterbrechung zurückzu-^ 6en . Ties gilt auch, wenn für Zwischenstrecken einer Reisegewöhnliche Fahrkarten gelöst wurden , weil Sonntagsrückfahr -karten für diese nicht aufliegen . Z. B . muß bei einer Reisevon Karlsruhe nach Erfurt mit Sonntagsrückfahrkarten Karls -ruhe—Frankfurt (Main ) und Frankfurt (Main )—Erfurt dieRückfahrt in Erfurt spätestens am 4. Januar 1932, um 9 Uhr,angetreten werden. Auf den Eisenbahnen des Saargebiets gel -ten jedoch die Sonntagsrückfahrkarten nur vom 23 . Dezember,mittags 12 Uhr. bis 28. Dezember 1931, vormittags 9 Uhr.Arbelterrückfahrkarten — auch, nach dem Saargebiet — wer-bcn über Weihnachten und Neujahr ausnahmsweise auch überEntfernungen von 250 Kilometer ausgcgeben.
Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhevom Freitagmorgen : Heute nacht traten noch einmal allent¬halben (mit Ausnahme des Baulandes und Taubergrundes )leichte Schneefälle auf . Da die Temperaturen durchweg unterNull lagen, entstand auch in der Rheinebene eine dünne

Schneedecke. Die allgemeine Wetterlage hat sich nicht ge¬ändert . — BorauDsage : Fortdauer des bestehenden Witterungs¬charakters.
Wafferstände: Waldshut IW minus 1 , Basel 104 unv.,Schusterinsel 49 minus 2, Rheinweiler 172 plus 1 . Kehl 202minus 6, Maxau 377 minus 3. Mannheim 255 minus 5,Caub 184 minus 5.

Genrettrdevuudirbau
Der Gemeindcrat Eberbach beantragt , daß BürgermeisterOr. Dr. Wenz als Nachfolger von Oberbürgermeister Dr. Frankin den Aufsichtsrat der Neckarkanal -AG. gewählt wird.
Strandbadbnu in Eberbach . Gegenüber dem EberbacherWinterhafen , im Gelände der Au , unterhalb der Sportplätze,erstellt zur Zeit die Stadtverwaltung ein modernes Strand¬bad in einer Länge von 200 Metern . Das Gelände wird ge¬gen den Neckar zu teilweise einige Meter tiefer gelegt und

terrassenförmig gestaltet. Es handelt sich um eine Notstands¬arbeit . Beschäftigt werden nur ausgesteuerte Erwerbslose.
Rockenau will selbständig bleiben. Der BürgerausschußRockenau nahm Stellung zur Eingemeindungsfrage . Gemäßder Notverordnung der badischen Regierung über die Zusam¬menlegung der kleinen Gemeinden unter 500 Einwohner oder

Anschluß solcher an größere Gemeinden soll sich Rockenau indie Nachbarstaüt Ebcrbach eingliedern. Der Bürgerausschutzkam mit Ausnahme von zwei Stimmen der Enthaltung ein¬
stimmig zu dem Beschluß , selbständige Gemeinde bleiben zuwollen, nachdem die Finanzverhältnisse der Gemeinde trotz der
verschiedenen größeren, in den letzten Fahren ausgeführtenArbeiten durchaus geordnet sind.

Die Waldshuter Bürgcrmeisterfrage . Die sozialdemokra¬tische Bürgerausschußfraktion in Waldshut fordert in einer
Eingabe an den Innenminister , daß die Pensionierung des
bisherigen Bürgermeisters Dr . Hörster aufgehoben wird und
dieser mit sofortiger Wirkung die Dienstgeschäfte übernimmt .Der Waldshuter Gemeinderat hatte bekanntlich beschlossen,die Pensionierung von Bürgermeister Dr. Hörster aufrecht¬zuerhalten und die Stelle neu auszuschreiben.

Dev Levtta-Reemtsma-pvoretz
Die Zigarettenindustrie bestreitet Bestechungen

Im weiteren Verlauf der Sitzung am Donnerstag wurde
der Direktor der Firma Reemtsmä , Heldern, vernommen.
Dieser Zeuge schildert sehr ausführlich, wie erstmals der Groß¬
abnehmer Schweck und später Levita an die Firma herange-
treten seien . Der Eindruck sei von vornherein gewesen , daßbeide etwas herausholen wollten. Levita scheine anfänglich
weniger auf Geldforderungen aus gewesen zu sein ; eher wollte
er die Gewinnung einer leitenden Position im Konzern. Bei
einer Unterredung mit Philipp Reemtsmä habe Levita zum
ersten Male eine Geldforderung gegenüber Reemtsmä durch -
blicken lassen . Auf das Erscheinen der Broschüre sei Direktor
Heldern durch den Batschari-Treuhänder Dr. Schulte aufmerk¬
sam gemacht worden. Von schulte sei auch der Vorschlag aus¬
gegangen, eine geldliche Einigung mit Levita herbeizuführcn .Aus prinzipiellen Gründen habe sowohl der Zeuge wie die
Herren Reemtsmä eine ablehnende Stellung eingenommen.Der Vorsitzende weist den Zeugen darauf hin, daß in der
Broschüre „Steuerskandal" die Firma Reemtsmä doch aufs
schwerste belastet war . Der Zeuge erklärt dazu, dies seien im
wesentlichen sogenannte Batschari-Beröffentlichungc» gewesen ,die nach der Liquidation zu einem Schein gegen Reemtsmä
benutzt worden seien . Die Frage , ob später auf Schuttes Ver-
anlaffung hin — dieser hatte alles fertig vorbereitet — der
Betrag von 56 666 JM freiwillig oder nicht bezahlt worden sei,verneint der Zeuge absolut. Der Zeuge konnte aber gewisse
Widersprüche in seiner Auffassung nicht beseitigen, nachdem er
vorher erklärt hatte, man habe auch in anderen Fällen , um
rein kalkulationstechnisch die Wirkung der Reklameausgaben
nicht in Gefahr bringen zu wollen , Summen ausgestellt, die
schädliche oder unwahre Veröffentlichungen verhindern konn¬
ten . Auf eine entscheidende Frage des Vorsitzenden erklärte
Heldern aber nachdrücklichst, daß die Information Dr. Schut¬tes das Ergebnis haben mußte, daß Levita entschlossen war ,die Broschüre nur dann zurückzuziehen , wenn man sie ihm ab¬
kaufte.

Als Zeuge macht der frühere Redakteur der „DeutschenTabak-Zeitung "
, namens Tetens , aufsehenerregende Mittei¬

lungen über Affären, die in den letzten Jahren in der Zigaret -
tenindustrie eine Rolle gespielt haben . Er habe durch seine
publizistische Tätigkeit in diese Vorgänge eingegriffe» und auch
gegen den Reemtsma -Konzern Stellung genommen. Er habe
daraufhin Schwierigkeiten mit seinem Verleger bekommen , der
in finanzielle Schwierigkeitengeraten war und von Reemtsmä
26—25 666 Ml , wie der Zeuge eidlich aussagt , erhalten haben
soll. Er beurteilte den Fall Levita als „eine kleine Angelegen¬
heit von geringer Bedeutung"

. Gegen den Tabakreferenten
im Reichsfinanzministerium, Ministerialrat Dr. Schröder, hatder Zeuge in der „Weltbühne die allerschwersten Borwürfe >
erhoben, die überhaupt gegen einen Beamren gerichtet werden
können. Eine Zurückweisung oder Klage sei darauf nicht er¬
folgt. Der Zeuge stellt die Behauptung auf, daß systematisch
mit den vom Reichstag beschlofienen Tabaksteuerzahluugen .der
Umsatz der Konzerne, die ungeheuere Banderolen- und Dcate -
rialsteuer -Kredite beim Reich genossen, gesteigert N urdc. Gleich¬
zeitig hätten die Konzerne den . Vernichtungskam..f gegen die
konzernfreien und kleineren Industrien geführt.

Der Zeuge Hetdern gibt, noch an , Pfeiffer sei an ihn heran¬
getreten »nd habe unter Schilderung seiner Lage (die „Ba¬
dische Volkszeitnng" war inzwische» erledigt) Oleldsordcrungen

zwischen 20 000 und 50 000 Ml gestellt , andernfalls er noch vielfurchtbareres Material als das bisher veröffentlichte benutzenwürde.
Ferner bezeichnet es Heldern — der selbst Schatzmeister desReichsverbandes ist — als ganz ausgeschlossen , daß Verbands¬

gelder aus der Zigarettenindustrie an Beamte der Reichs -
finanzverwaltung bezahlt worden sein könnten. Auf eine Fragedes Staatsanwalts erklärte Heldern mit Pathos : ,.Es ist nachmeiner Kenntnis niemals vorgekommen daß von der Reemts-ma irgendein Beamter irgendeine Summe privatim oder ausdienstlichem Wege für eine Gegenleistung erhalten hat. Es
ist auch niemals der Fall gewesen , daß die Reemtsmä beim
Reich einen Nachlaß oder eine Sendung für Banderolensteuerbeantragt habe.

"
(Hört ! Hört !)

Hierauf betritt der Zeuge Philipp Reemtsmä den Saal . Er
ist 37 Jahre alt und neben dem älteren Bruder Hermann der
Haupt - und Auhenorganisator des Reemtsma -Konzerns. Ander Aussage ist bemerkenswert, daß Levita keine Zahlungs¬
forderung erhoben, also auch keinen Erpressungsversuch be¬
gangen habe. Levita habe allerdings davon gesprochen, er,Reemtsmä , möge doch Schweck sanieren , ihm sein Grundstückin Dortmund abkaufen und beide, Schweck und er, würdendann nach Holland gehen . Nach dieser überraschenden Wen¬
dung des Gesprächs habe der Zeuge die Unterhaltung abge¬brochen . über die Bezahlung Levitas (60 000 Mi \ äußert sichder Zeuge Reemtsmä mit erregte,; Stimme : „Es bleibt beiuns in zahlreichen Fällen kein anderes Mittel als das der Be¬
zahlung , um irreparable Schäden abzuwenden, die in bös¬
williger und verleumderischer Weise gegen unsere Marken¬artikel beabsichtigt sind ."

Am Schluffe seiner Vernehmung äußerte sich der ZeugeReemtsmä über den Kaufvertrag mit Borg-Batschari. Er
sagte dabei gleichfalls unter Eid aus , daß nie ein Beamter- des
Reichsfinanzministeriums Bestechungsgelder von der Firmaerhalten habe. .

Der Zeuge Karl Bergmann , Generaldirektor von HausBergmann , Dresden , sagt allerhand Belastendes gegen Levitaaus . Er habe das , was Schweck und Levita von ihm gewollthätten , als reine Geldmanöver angesehen . Beide seien sehrraffiniert in der Stellung ihrer Forderungen gewesen . Beide
hätten immer gefordert und gedroht, so daß von freiwilligerZahlung keine Rede sein könne . Es entspinnt sich nunmehreine längere Auseinandersetzung zwischen dem AngeklagtenLevita und dem Zeugen Bergmann , die bei aller Heftigkeit sehrviel Heiterkeit auslöst . Um 21 Uhr erklärt der Vorsitzende , daßer unter solchen Umständen die Sitzung abbrechen müsse.

*
Am heutigen Freitag erklärte der Zeuge Bergmann , au»dem Vertrag vom September 1930 habe Levita 22 000 Ml er¬

halten . Von Pfeiffer hat der Zeuge nicht den Eindruck , daß er
ihn erpressen wollte, seine Briefe an ihn und an Neuevburgseien unüberlegt und ungeschickt gewesen . Dem Zeugen Dr.IAhrens , der für Reemtsmä in Baden-Baden tätig war , ist die
Mitwirkung am Berliner Vertrage unangenehm gewesen , weiler ihn für einen Erpresservertrag gehalten hat.

Als letzter Zeuge erscheint Ministerialrat Schröder vom
Reichsfinanzministerium . Er äußert sich ausführlich über den
Werpegang Batschari -Borg - Reemtsma vornehmlich in der Rich--
tung

der Steuerkredite «nd Steuerrückstände.
Aus wirtschaftlichen Gründen war das Reichsfinanzministe-rium veranlaßt worden, von einer Zwangsvollstreckung gegenBatschari wegen der Steuerschulden Abstand zu nehmen . Die
Folge wäre die Stillegung der Fabrik gewesen . Dagegenwehrten sich Stadt und Land. Dank dem Entgegenkommendes Reichsfinanzministeriums gegenüber Borg wuchs aber dieSteuerschuld von 10,2 auf 15 Millionen. So konnte es nichtweitergehen . Da kam der Vorschlag , die Stadt Baden-Baden
sollte die Steuerschulden von 15 Millionen garantieren , dieunverzinslich bleiben und am 1 . Januar 1948 zurückgezahltwerden sollten. Dieser Vorschlag war für uns undiskutabel.Unterm 3. April 1929 wurde die Zwangsbetreibung angeord»net . Man entschloß sich im Interesse der kleineren Gläubigerfür die Liquidation . Der Liquidator Dr. Schulte wurde nichtvon , Reichsfinanzminsterium , sondern gemäß Handelsgesetz,
licher Vorschrift vom liquidierenden Unternehmen, also vonBatschari, bestellt. ^Inzwischen setzten die Vorstellungen der Stadt , des LandesBaden , von Parlamentariern , Arbeiter- und Angestelltenschaftwegen Fortführung des Batschari-Betriebes ein . Die für das
Reich gutachtlich tätige Treuhandgesellschafthabe keinen Grundzur Beanstandung gegeben .

Vorsitzender: Dr. Schulte soll seine Gutachtertütigkeit beiBorg dazu benutzt haben, den Verkauf der Batschari-Borg- Ak-ticn an Reemtsmä zu vermitteln . Er soll dafür eine ganz er¬
hebliche Provision erhalten haben .

Zeuge : Davon weiß ich nichts . Später wurde festgestellt,daß sich Dt. Schulte offenbar grobe Nnkorrcktheiten auf demGebiet der direkten Steuern zuschulden kommen ließ .
Ter Zeuge bestreitet, daß er bei dem Verkauf der AklienBatschari -Borg mit Reemtsmä ausgemacht habe , daß er 10Prozent Provision erhalte . Ebenso sei es unwahr, daß er mitDr. schulte vereinbart habe, wenn er den Verkauf vermittele,würde er 5 Proz . erhalten , und daß er schließlich eine halbeMillion erhalten habe. Er habe weder von Reemtsmä nochvon Dr. Schulte , noch sonst woher , jemals einen finanziellenVrteil in diesen oder anderen Dingen bekommen . Die Be -

Häuptlingen, er habe sich erboten, die 15 Millionen Steuer¬
schulden verschwinden zu taffen , hätte Akten gefälscht, dannMinister Dr. Hilferding einen unwahren Vortrag gehalten undmit Heldern zusammengewirkt, damit sich Dr. Schulte recht¬zeitig in Sicherheit bringen konnte , seien alle von A bis Z er¬logen.

Auf weiteres Befragen bestätigt der Zeuge die Existenz vo«Arnoldi » der aber mit dem Reichssinanzministerium nichts zutun hatte und sich jetzt anscheinend im Auslande aufhält. Ausder Liquidationsmasse hat der Fiskus i 'A Millionen erhalten.Hätte man früher zugegriffen, so wäre man mit einem blauenAuge davongekommen. Daß dem nicht so ist , beruht aus dem
Entgegenkommen des Reichsfinanzministcriums auf Grund
allgemein wirtschaftlicher Erwägungen.

Handel und Wirtschaft
Devisennotierungen der Reichsbank

(Amtlich )
18. 17 iMtnbcr

Cilb ä)rkt • dt « rtd
Amsterdam 100 G. 169:43 169.72 169.33 169 67
Kopenhagen 100 Kr. 78 .52 78.68 80.02 80.18
Italien . 160 L. 21 .23 21.27 21 .48 21 .52London . 1 - Pfd . 14 .20 14.24 14 .49 14 .53New - ?)ork 1 D. 4.209 4.217 4.209 4 .217
Paris . . . 100 Fr . 16.52 16.56 16.51 16.55
Schweig . . 100 Fr .
Wien 160 Schilling

<82 .02 82.18 81 .97 81513
49 .95 50.05 49.95 50.05 -

Prag . . . . lOo Kr. 12.49 12.49 12 .47 12.49



Effekten, und Geldmarkt
~wn austerborsNchen Effektenverkehr setzte sich die Äbschivä-

dnma des Aktienmarktes fort. Als Grund wurde vor allem
auf die Schwierigkeiten der Verhandlungen in Basel hingewie-
scn . Auch das Ausland schritt zu Äbgaven. Renten lagen da¬
gegen ziemlich behauptet. Die durch die Notverordnung ge¬
schaffene prinzipielle Tilguugsmöglichkeit durch Psandbries -
einlieserung stimulierte weiter . Eine Börsenbelebung ist für
den Jahresschluß nicht mehr zu erwarten . Die bevorstehenden
wichtigen politischen Entscheidungen, die Ungewißheit über die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Notverordnung veranlaßen
weiter starke Zurückhaltung der Käufer . Sehr verstimmend
wirkt auch die Notwendigkeit weiterer Stützungen von Äredit-
instituteu durch das Reich.

Tie Zinssätze am Geldmarkt sind gesenkt , aber das uinlau -
fendc Geld ist dadurch nicht mehr geworden. Die durch die
Notverordnung vorgeschriebene Zinssenkung der langfristigen
Kredite begegnet jedoch der^ schärfsten Kritik. Sie wird von
vielen Kreisen einfach als Schuldenkonversion bezeichnet . Die
Reichsregierung erklärte jedoch , mit der Zinssenkung das
kleinste der möglichen ltbel gewählt zu haben. Eine Devalva¬
tion , wie sie in der Öffentlichkeit bereits vorgeschlagen worden
ist, würde noch viel gefährlicher seit «.

Lenkung der Spartassenzinseu . Wie mitgeteilt wird, beab¬
sichtigen die öffentlichen Sparkasien , so rasch als möglich eine
Zinssenkung im Sinne der Vorschriften der neuen Notverord¬
nung vorzunehmen ; jedoch müsien, bevor endgültige Entschlie¬
ßungen getroffen und der Öffentlichkeit bekanntgegeben werden
können, erst die Ausführungsbestimmungen zu der Notverord¬
nung abgewartet werden. Die Sparkassen setzen dabei als
selbstverständlich voraus , daß durch eine einheitliche Regelung
der Einlagezinsen die für eine stetige und gesunde Kapital -
bilduirg äußerst hemmenden Zinsüberbictunge » für die Zu¬
kunft unterbunden werde » .

Die Senkung der Eisenpreise. Die Hauptversammlung des
Roheisenverbandes beschloß, die Preise für die einzelnen Roh¬
eisensorten ab 16. Dezember um 9—10 RM . pro Tonne und
die Konventionsüberpreise um 10 Prozent zu ermäßige» . —
Die Verkaufsverbände der Deutschen Rohstahlgemeinschaft ha¬
ben mit rückwirkender .Kraft ab 1 . Dezember eine» Abbau der
Eisenpreise beschlossen. Die bisherigen Überpreise werden um
10 Prozent herabgesetzt , ebenso die Walzdrahtpreise . j

Senkung der Zementprrise in Süd - und Norddeutschland. !
Wie es heißt, wird der Süddeutsche Zementverband , Heidel - !
berg , mit Wirkung vom 17 . Dezember seine Preise gegenüber
dein Stande vom 80. Juni 1981, soweit bisher nicht Sonder¬
preise in Auswirkung von Anßenseiterkonkurrenz • bewilligt

tvaren , um rund 19 Prozent ermäßigen . Die einzelnen De¬
tailpreise dürften bis Anfang Januar durchgerechnet sein und
(kann offiziell bekanntgegeben werden. Das gleiche beabsichtigt
»er Norddeutsche Zementverband .

&tmt LUubvdhterr « rs Lade «
Nr . 75 des Badischen Gesetz- und Verordnungsblattes ent¬

hält eine Verordnung des Staatsministeriums über die Zah¬
lung der Dienstbezüge.

* Kauder», 17 . Dez. In Marzell konnte in den Heilstätten
.Friedrichsheim -Luisenheim das neue Kochküchengebäude mit
Spcisesaal der Patienten gestern der Benützung übergeben
werden . Der stellvertretende Vorsitzende der Landesversiche -
srungsanstalt Baden , Oberregierungsrat Pfisterer , gedachte der
Geschichte der deutschen Sozialversicherung . Beträchtliche Mit¬
tel , die aber in Anbetracht der Bedeutung der Tuberkulosebe-
ikämpsung mit bestem Gewissen vertreten werden können, habe
der Vorstand der Landesversicherungsanstalt Baden für die
Vollendung seiner seit 30 Jahren bestehenden Lungenheilstät¬
ten Friedrichsheim -Luisenheim aufgewendet . Der Direktor der

-Heilstätten , Dr. Morgenstern , hob in seiner Ansprache auf den
fin einem von Gemeinnutz getragenen Heime gepflogenen Geist
' ab , mit dem ein soziales Unternehmen stehe und falle. AuS
idem Kreis der Patienten wurde der Dank für diese Förderung
der im Volksgesundhcitsinteresse zur Bekämpfung der Lungen-

Geschäftliches
Ein Lichtblick in schwerer Zeit ! Wie in besseren Zeiten bei

voller Börse, können Sie auch Heuer , mit wenig Geld, voll¬
wertige, praktische, daher willkommene Oieschenke austeilen ,
wenn Sie solche in den ältesten Spezialgeschäften für Solin¬
ger Stahlwaren und feine Marken - Silberbestecke : Geschw.
Schund, Kaiserstr. 88 und Waldstr . 46 — P . Schäfer, Erbprin -
zenstr. 22 , kaufen. Sie finden dort eine fast unerschöpfliche
Auswahl bei noch nie dagewesenen billigsten Preisen . Beach¬
ten Sie bitte die Anzeige in diesem Blatte .

tul»crkulose dienende» Heilstätte» ausgesprochen. Ein schlichtes
Abendesien unter den Klängen der Kapelle des Baiidouionver -
eins Lörrach und Gesangvorträgen des Patientenchors , beschloß
die Feier .

Staatsanzeigev
Bekanntmachung.

Freiwilliger Zusammenschluß der badischen
Mitcherzrugerbrtriebc im Wirtschaftsgebiet
„Bodenser-Echwarzwald".

Ter Minister des Innern beabsichtigt , nach erfolgter Anhö¬
rung der Landwirtschaftskammer und der zur Wahrnehmung
der besondere» Interesse » der Landwirtschaft gebildeten Ver¬
bände auf Grund des 8 88 des Milchgesetzes vom 31 . Juli 1930
(Reichsgesetzblatt I S . 421 ) , der Ersten Verordnung zur Aus¬
führung des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 (Reichsgesetz¬
blatt I S . 150 ) und der badischen Verordnung zum Vollzug
des Milchgesetzes von» 6. Juni 1931 (Gesetz- »nd Verordnungs¬
blatt s . 184) die Inhaber sämtlicher Milcherzeugerbetriebe,
deren Milch ganz oder zum Teil in unverarbeitetem Zustand
in das Wirtschaftsgebiet „Bodensee-Schwarzwald " geliefert
wird, zur Regelung der Verwertung von Milch durch Verar¬
beitung aus Milcherzeuguisse ( Werkmilch ) und des Absatzes von
Milch ohne eine solche Verarbeitung (Trinkmilch) zusammen¬
zuschließen .

Ausgenommen bleiben vom Zusammenschluß diejenigen In¬
haber von Milcherzeugerbetrieben, welche. die gesamte Milch

a ) in ihrem Betriebe verbrauchen oder verarbeiten , oder
b ) unmittelbar im Betrieb an Verbraucht r als Trinkmilch

abgeben.
Das Wirtschaftsgebiet „Bodensee-Schwarzwald" umfaßt fol¬

gendes Gebiet :
1 . Ten Amtsbezirk Konstanz (sämtliche Gemeinden) .
2 . Vom Amtsbezirk Überlingen die Gemeinden :

Markdorf, Meersburg , Überlingen, Ahausen, Altheim, An¬
delshofen, Baitenhausen , Bambergen , Bermatingen , Beu¬
ren , Billafingen , Bonndorf , Buggensegel, Daisendorf ,
Dcggenhausen, Deisendorf, Frickingen, Grasbeuren , Hag¬
nau , Hödingen, Hohenboducan, Homberg, Immenstaad ,
Ittendorf , Kippenhausen, Klvftern , Leustetten, Lipperts -
rente , Mimmenhausen , Mittelstenweiler , Mühlhofen , Nes¬
selwangen, Neufrach, Nußdorf , Oberstenweiler , Oberuhl¬
dingen, Owingen , Raderach, Rickenbach, Riedheim, Roggen-
heuren , Salem , Sipplingen , Stetten , Taisersdorf , Tüfin¬
gen , üntersigginge » , Unteruhldingen , Weildorf, Witten -
Hofen.

3 . Ten Amtsbezirk Pfullrudorf (sämtliche Gemeinden) .
4 . Vom Amtsbezirk Meßkirch die Gemeinden :

Metzkirch, Bietingen , Boü , Göggingen, Krumbach, Men¬
ningen , Rast , Sanldorf , schnerkingen , Sentenhart , Wasser.

5 . Den Amtsbezirk Stockach ( sämtliche Gemeinden) .
6. Den Amtsbezirk Eugen ( sämtliche Gemeinden) .
7 . Vom Amtsbezirk Douaueschingen die Gemeinden :

Donaueschingen, Fürsteuberg , Geisingen, Aasen, Almends-
hofen, Aufen, Biesingen, Blumberg , Epfenhofen, Eßlingen ,
Fützen, Gutmadingen , Heidenhofen, Hochemmingen, Hon¬
dingen, Jppingen , Neudingen , Oberbaldingen , Ofingen,
Pfohren , Riedböhringen, Riedöschingen , Sumpfohren ,
Sunthausen , Tanuheim , Unterbaldingen , Wartenberg .

8 . Den Amtsbezirk Billingeu ( sämtliche Gemeinden) .
9 . Vom Amtsbezirk Wolfach die Gemeinden :

Hausach , Hornberg, Einbach , Gntach, Riederwasier , Rei¬
chenbach.

Anschlußvereinigung ist die Oüerbadische Milchzentralgenos¬
senschaft e. G . m . b. H. Sitz Radolfzell, deren Statut als Sat¬
zung gilt. Der Anschluß hat in der Weise zu erfolgen, daß
die vom Anschluß betroffenen , in Absatz 1 dieser Bekannt¬
machung näher bezeichneten Betriebe sich nach Maßgabe des
Statuts und unter Beachtung der Weisungen der Oberbadi¬
schen Milchzentralgenossenschaft e . G . m . b. H . Sitz Radolfzell
zu örtlichen eingetragenen Milchabsatzgenoffenschaften mit be¬
schränkter Haftpflicht znsammcnschließen, die ihrerseits die
Mitgliedschaft der Oberbadischen Milchzentralgenosicnschaft
e. G . m . b. H. Sitz Radolfzell erwerben . An Orten , wo der¬
artige , der Oberbadischen Milchzentralgenossenschaft e . G . m .
b . H . Sitz Radolfzell angeschlosiene Genossenschaftenbereits be¬
stehen , ^ tben sich dick in Absatz 1 dieser Bekanntmachung be¬
zeichneten Betriebe diesen Genossenschaften anzuschlietzen .

Bevor der Minister des Innern Maßnahmen zur Durchfüh¬
rung eines Zwangszusammenschlnsses ergreift , werden hiermit
die in Betracht kommenden Betriebe aufgefardert , sich unter
Beachtung des Statuts der Oberbadischeu Milchzentralgenos-
senschaft e . G . m . b . H . Sitz Radolfzell

freiwillig zusammeuzuschließen
und zu diesem Zwecke bis spätestens 15. Januar 1832 oem zu¬
ständigen Bürgermeisteramt gegenüber schriftlich oder zu Pro -
cokoll zu erkläre» , ob sie dem freiwilligen Zusammenschluß zri -
stimmen oder nicht . Das für den Zusammenschluß vorgesehene
Statut der Oberbadischen Milchzentralgenoffenschaft e. G . m.
b . H . Sitz Radolfzell liegt bei den Bürgermeisterämtern und
den Bezirksämtern zur Einsicht der Beteiligte» auf ; wird in¬
nerhalb der Frist eine Erklärung nicht abgegeben, wird die
Zustimmung zum freiwilligen Zusammenschluß angenommen.

Karlsruhe , den 17. Dezember 1981.
Der Minister des Innern .

Maier .

Vevsonellev Teil
Ernennungen , Versetzungen. Zurruhesetzungen usw

der planmäßige » Beamten
Ans dem Bereich des Justizministeriums .

Ernannt :
Gerichtsverwalter Friedrich Schrödrrsecker beim Amtsgericht

Mannheim zum Justizoberinspektor.
Versetzt :

Kauzleiassistent Johann Delfoffe beim Landgericht Walds-
Hut zur Staatsanwaltschaft daselbst , Aufseher August Rüben -
acker beim Bezirksgefängnis Mosbach zu den Strafanstalten
in Mannheim

fc . n » . ir. . . t « i - ■ . w -ir. . . .
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Attauti ». — Länder , Völker , Reisen . Herausgeber
Dr. Martin Hürlimanu (Atlantis -Verlag G .m .b .H ., Berlin ) . —
Das Dezember-Heft von Atlantis ist voll weihnachtlicher Fest -
stimmung. Eine Weihnachtsgeschichte von Wilhelm sa,äfer »
ein wirkliches dichterisches Meisterwerk, führt zwei Männer ,
die nichts Gemeinsames haben als zufällig dasselbe Reiseziel,
auf ihrer „Fahrt in den Heiligen Abend " auf abenteuerlichen
Wegen zu einer inneren Weihnacht des Herzens . Die gleiche
Stimmung beherrscht die Kindergeschichte von Friedrich Schnack
„Peter "

, die den glücklichen Christfesttraum eines kleinen, ar¬
men Jungen schildert . Aurel Schwabik erzählt fesselnd und
an Hand entzückender Bilder von der schönen , alten Sitte des
„Sternsingens in Tirol ", die sich bis heutigen Tages in man¬
chen Gegenden Deutschlands erhalten hat . Besonderen Wert
erhält dieses Heft durch die vielen Kunstbeiträge . Da sind vor
allem wundervolle Tiefdrnckabbildungen der Bronzereliefs am
Baptisterium in Florenz , darstellend die vier Evangelisten und

I die Verkündigung aus dem Leben Christi, nach
' Aufnahmen von

Dr. Martin Hürlimanu . Dr . Arthur Beer berichtet von Aus¬
grabungen im Bremer Dom, durch die das Grab Adalberts von !
Bremen blotzgelegt wurde . Ein Beitrag „Gotische Gewölbe" '
mit sehr guten Illustrationen von Arvid Gutschow zeigt den
Wandel des religiösen Geistes in seinem architektonischen Aus¬
druck. Andre Gide erzählt Erlebnisse aus der nordafrikanischen
Oase Biskra und verbindet damit eine interesiante philosophische
Betrachtung über die „Unruhe ", die den Menschen zum Rei¬
sen treibt . Kurt v. Peter erzählt in einem Aufsatz „Unter de»
Wenden" von der Sprache, den Liedern und den Bolkssitten
der Wenden, ihren Festen und Gebräuchen, ein Bericht, der
durch viele ausgezeichnete Illustrationen in Tiefdruck äußerst ,
anziehend gestaltet ist. Außerdem enthält das Weihnachtsbeft
wunderbare Tieranfnahmen und Bilder ans der Gletscherwelt
der Alpen.

Kölnische Illustrierte Zeitung . Kommen wieder Friedens¬
preise? Der „Friedenspreis " als Inbegriff einer wirtschaft¬
lich gesunden und stetigen Zeit ist zum Maßstab fast aller Dinge
des täglichen Lebens geworden. Die Preisgrundlage von 1913,
dem letzten Friedensjahr , ist der große Vergleichsmesser der
Weltwirtschaft. Die ständigen Bemühungen , die Lebenskosten
aller Art zu senken und die Friedenspreise zu erreichen oder
sogar zu unterbieten , sind der Anlaß zu einer Gegenüberstel¬
lung, die die Kölnische Illustrierte Zeitung in ihrer neuen
Nummer veröffentlicht. Die Friedenspreise von 1913 und die
Krisenpreise von 1931 werdenKniteinander verglichen , und eine
besondere Tabelle zeigt die entsprechenden Zahlen für die Ein¬
kommen . Wenn es auch nicht möglich ist, für alle Einkommen
und Preise absolute Werte, die für jeden einzelnen und für
ganz Deutschland zutreffend sind , festzustellen , so gibt diese
Gegenüberstellung doch die Möglichkeit , interessante Vergleiche
zu ziehen und die in Fluß geratene Entwicklung der Preise
und Einkommen in der letzten Zeit zu verfolgen. Bei dieser
Gelegenheit macht die Kölnische Illustrierte Zeitung die Fest¬
stellung, daß es auch das jetzt geplante 4- Rpf.-Stück schon ein¬
mal gegeben hat — es ist eben wirklich schon alles dagewesen !

IHR GESCHENK

KAFFEE HAG - WEIHNACHTSDOSEN
sind stets ein willkommenes Geschenk . Kaffee Hag ist coffeinfrei und für jeden jederzeit unschädlich . Selbst Kinder und Kranke dürfen ihn trinken .

Oie schöne Festtagsdose in Altsilberart kostet RM 2 .25, die Vakuumdose im Weihnachtsschmuck RM 1.71.
c»

Soll KaHee Hag längere Zeit aufbewahrt werden , so wähle man die Vakuumdose . Sie ist luftleer und hält ihren Inhalt frisch wie am Tage der Röstung . ™

Xiljil ui kt »»tlitzei 8e»i» liße kt Si | lfi | ttS*
fklMtit k § tstüg . Lenins in Kninz .

Bei der aul 26. November stattgehabten Ziehung wurden von de »
4« Baden zugelassene» Losen folgende Nummern mit den dabei »er.
merkten » ewinnbetrilaen gezogen: 4011 (5), 4228 (S), 4307 (3), 4811 (500),
19720 (10), 20067 (5), 200» (31 20545 (3), 26422 (5), 26508 (5), 26720 (3),
60441 (3), 30985 (5). 34752 (5), 34775 (5), 35619 (3), 46203 (5), 46290 (5),
46720 (3), 46800 (3). 59130 (3), 58468 (3), 62150 (10), 77473 (31, 78188 (5),
78945 (8). — Sämtliche Nummern mit nachstehenden Endzahlen ae»
« innen ß 2 Mark : M7, 679, 581, 592, 796, 867 . - Sämtliche Nummern
mit nachstehende» Endzahlen gewinnen je 1 Mark : 002, 015 , 087, 097
101, 159, 233, 331, 354, 112, 421, 422, 43», 443, 505. 510, 584. 562, 890
651, 693, 606, 698, 733, 837, 866, 873, 807 , 904, 913, 998. — Ferner ge-
winncn folgend« Nummern je 2 Mark : 20138, 39114, 30165 , 31916 .
45748 , 58662, 66780. — Folgend « Nummern gewinnen je 1 Mark :
20811, 30739, 4848 l, 58927) 62106 . 77865, 78009, 78598, 78682 . Di« Au«,
zahluug der Gewinn « erfolgt durch di« Firma

Eherhaed Setzer» JtaclMwie , Lrbprinjenstr. SS.

58 .485. Karlsruhe . Über
daS Vermögen des Gip¬
sermeisters Hermann All¬
mendinger in Karlsruhe ,
Melanchthonstraße 2, wur¬
de am 8. Dezember 1931,
vormittags IS Uhr. nach
Verwerfung desVergleich «
Konkurs eröffnet . Kon¬
kursverwalter ist Rechts¬
anwalt Sigmund Becker

in Karlsruhe , Kaiserstraße
235 . Konkursfordernngen
sind bis zum 31 . Januar
1932 beim Gericht anzu-
melden. Termin zur
Wahl eines Verwalters ,
eines Gläubigerausschus¬
ses , zurEntschließung über
die in 8 132 der Konkurs¬
ordnung bezeichneten Ge¬
genstände ist am : Don¬

nerstag , den 7 . Januar
1932, vormittags 19 Uhr,
und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen
am : Donnerstag , den 18.
Februar 1932 , vormittags
19 Uhr, vor dem Amtsge¬
richt Karlsruhe , Akade-
miestratze 4, 3. Stock, Zim¬
mer Nr . 234 . Wer Gegen¬
stände der Konkursmasse
besitzt oder zur Maffe et¬
was schuldet, darf nichts
mehr an den Gemein¬
schuldner leisten . Der Be¬
sitz der Sache und ein An¬
spruch auf abgesonderte
Befriedigung daraus ist
dem Konkursverwalter bis
15. Januar 1932 anzuzei¬
gen . Karlsruhe , den 19.
Dezember1931. Geschäfts¬
stelle d. Amtsgerichts A 19.

B .486. Karlsruhe . Das
Konkursverfahren über
das Vermögen des Wil¬
helm ZLHriugrr in Karls¬
ruhe, Bernhardstraße 9,

wurde mangels Maffe ein¬
gestellt . Karlsruhe , den 14.
Dezember 1931 . Geschäfts¬
stelle d . Amtsgerichts A I .

R .752 . Bruchsal. Über
das Vermögen der Firma
Otto Bender Nachf ., Tex-
tilwarenhandlung , offene
Handelsgesellschaft in

Langenbrücken und deren
Inhaber , Kaufmann Au¬
gust Schulte in Menden
und Kaufmann Josef
Schulte in Langenbrücken,
wurde am 17. Dezember
1931, vormittags 11 %
Uhr das Vergleichsverfah¬
ren zur Abwendung des
Konkurses eröffnet . JDtto
Marx , Bücherrevisor in
Karlsruhe (Badischer .Han¬
delshof) ist zur Ver¬
trauensperson bestellt .

Termin zur Verhandlung
über den Vergleichsvor¬
schlag wurde bestimmt auf
Freitag , de» 22. Januar
1932, vormittags 19 Uhr,

vor das Amtsgericht
Bruchsal, 1. Stock, Zim¬
mer Nr . 1 . Der Antrag
auf Eröffnung des Ver¬
gleichsverfahrens nebst sei¬
nen Anlagen und das
Ergebnis der Ermittelun¬
gen sind auf der Ge¬
schäftsstelle , Zimmer 15 ,
zur Einsicht der Beteilig¬
ten niedergelegt. Bruch¬
sal, den 17 . Dezember
1931 . Amtsgericht IV .

MW« Lanil«theM
Samstag , den 19. Dez. 1931

Nachmittags

Der gestiefelte flat«
Märchenspiel

von Emil Alfred Herrmann

Dirigent : Stern
Regie :

' v. d . Trenck

Mitwirkende :
Ervig. Genter . Seiiing ,
Brand , Ernst, Herz, Höcker,
Kienscherf , Kühne, Luther,
Mehner , P . Müller , Prüter ,
Schulze, H . Müller , Lin-

dcmcinn , Nagel
Anfang 15' Ende 17

Preise : 0,49— 2,20 ft#
Abends:

* B 12 £ !) .-. ®eni . 1001— 1100

Märchenspiel von
Humperdinck

Dirigent : Schwarz
Spielleitung : Pruscha

Mitwirkende :
Fanz , Fischbach, Haberkorn,
Seiberiich, Jank , Winter ,

Löser

Hierauf :

Me PüppsOe
Ballet von Joseph Bahev

Dirigent : Stern
Spielleitung : Kuhlman »

Mitwirkende:
F . Kilian, Kratzer, Kühl-
mann , Seiling , Tubach»
Kalnbach, F . Kilian , Linde¬
mann , Luther, H. Müller^
Nagel, HRivinius,JSonn -
tag , das Ballett , die Kin¬

derballettschule
Preise C (0,90—4,00 &M )
Anfang 20 Ende 22 */*

So . 20. 12. Nachmittags:
Tiefland . Abends : Othello.
Im Konzerthaus : Ollq-

Polly .

Wir werben für Sie !

Druck G . Braun , Karlsruhe
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